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Mit 13.7.2017 ist die erste große Novelle 
zur NÖ Bauordnung 2014 in Kraft  
getreten. Alle 87 Änderungen, die Über-
nahme der aktuellen OIB-Richtlinien 
in die Bautechnikverordnung und die 
drei Novellen zum NÖ Raumordnungs-
gesetz bietet Ihnen das „Niederösterreichi-
sche Baurecht“.
Der bewährte Kommentar beinhaltet ua:

➤➤ Klarstellungen zum Bezugsniveau
➤➤ Neuregelung der Gebäudehöhe
➤➤ Entfall der Bauverhandlung
➤➤ Neufassung der bautechnischen  
Bestimmungen
➤➤ geänderte Regelungen für Handels- 
betriebe in Einkaufszentren, bei  
Grünlandbauten und bei der Schaffung 
geeigneter Bauplätze zur Siedlungs- 
erweiterung

„Niederösterreichisches Baurecht“ gibt 
Ihnen einen kompletten Überblick über alle 
aktuellen Änderungen: Damit Sie Ihre Bau-
projekte sicher umsetzen können.

Alle Änderungen des Bau- 
und Raumordnungsrechts 
auf aktuellem Stand

Die wichtigsten  
Neuerungen im Detail
Die neue NÖ Bauordnung, mit 13.7.2017 in Kraft

➤➤ Hintergründe und Schwerpunkte der Novelle  
(LGBl 50/2017)

➤➤ Geänderte und neue Begriffsbestimmungen
➤➤ Änderung von Grundstücksgrenzen im Bauland
➤➤ Bauplatz
➤➤ Bezugsniveau
➤➤ (Nicht) bewilligungs-, anzeige- und meldepflichtige  
Vorhaben

➤➤ Vorprüfung
➤➤ Entfall der Bauverhandlung
➤➤ Anordnung von Bauwerken/Bauwich
➤➤ Ermittlung der Höhen von Bauwerken
➤➤ Begrenzung der Höhe von Bauwerken und der  
Geschoßanzahl

➤➤ Schutz des Ortsbildes
➤➤ Veränderung der Höhenlage des Geländes

Die NÖ Bautechnikverordnung:  
Änderungen durch die Novelle LGBl 25/2016

➤➤ Begriffsbestimmungen
➤➤ Geänderte Anlagen 6 bis 8

Das NÖ Raumordnungsgesetz

➤➤ Hintergründe und Schwerpunkte der Novellen LGBl 
2016/63, 2017/35 und der Novelle vom 6.7.2017

➤➤ Änderung der Planungsrichtlinien
➤➤ Begrenzung der Wohneinheiten
➤➤ Bauwerke in Industriegebieten
➤➤ Vertragsraumordnung auch im Grünland
➤➤ Neuregelungen für Handelsbetriebe und Übergangs-
bestimmungen

➤➤ Bauwerke auf Verkehrsflächen
➤➤ Erhaltenswerte Gebäude und Standortabgabe
➤➤ Andere Grünlandbauten
➤➤ Definition der Bebauungsweisen
➤➤ Maßnahmen zur Sicherung von Altlasten und Ver-
dachtsflächen im Bebauungsplan

➤➤ Umlegungsverfahren und Baulandmobilisierung
➤➤ Aufhebung des Bauverbots für nicht gewidmete  
Flughäfen
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sie nur dann hinzugerechnet werden, wenn der Gemeinderat der Nachbargemein-

de dem zustimmt.

22) Flächen, die in ihrer Bewirtschaftung durch andere Arten von Betrieben oder

durch Bauland eingeschränkt werden, oder die so klein und ungünstig geformt

sind, dass sie nicht rationell bewirtschaftet werden können, dürfen nicht für land-

und fortwirtschaftliche Zwecke gewidmet werden. Für derartige Grünflächen

kommen die Grünlandwidmungsarten „Grüngürtel“, „Parkanlage“ oder „Ökoflä-

che“ (§ 20 Abs 2 Z 2, 12 u 16) in Betracht.

23) Da für Dörfer, Weiler, Rotten und ähnliche Kleinstsiedlungen (Häusergrup-

pen) infolge ihrer geringen Größe und mangelhaften Infrastruktur keine Wohn-

baulandwidmungen in Frage kommen, und Siedlungsbauten wegen ihrer verdich-

teten Anordnung schlecht als erhaltenswerte Gebäude im Grünland ausgewiesen

werden können, werden die Gemeinden dazu ermächtigt, für solche Kleinstsied-

lungen die Baulandwidmung „Gebiete für erhaltenswerte Ortsstrukturen“ festzu-

legen (§ 16 Abs 1 Z 7). Erhaltenswerte Ortsstrukturen lassen sich durch die Fest-

legung als Schutzzone oder erhaltungswürdiges Altortgebiet im Bebauungsplan

absichern (§ 30 Abs 2 Z 1 u 2). Die Errichtung weiterer Gebäude wird dadurch

nicht ausgeschlossen.

24) Diese Planungsrichtlinie präzisiert und verschärft die schon in Z 8 enthaltene

Planungsrichtlinie für den Lärmschutz. Lärmsensible Widmungsarten dürfen

nur mehr dann neu ausgewiesen werden, wenn sämtliche Möglichkeiten, eine

Lärmreduktion zu erreichen, ausgeschöpft worden sind.

Eignen sich Flächen etwa nur bei Ergreifung von Lärmschutzmaßnahmen als

Wohnbauland, sind besser geeignete Flächen vorzusehen (lit a). Sollten keine bes-

ser geeigneten Flächen verfügbar sein, dürfen auch weniger geeignete Gebiete, die

abschirmende Maßnahmen erfordern, als Wohnbauland ausgewiesen werden. Die

Maßnahmen müssen in einem Lärmschutzprojekt bezeichnet und sichergestellt

werden (lit c). Lärmschutzwände sind allerdings nur dann zulässig, wenn keine op-

tisch besser geeigneten Maßnahmen (zB bepflanzte Wälle) ergriffen werden kön-

nen. Außerdem muss ein Bebauungsplan die künftige Bauführung mit dem Lärm-

schutzprojekt abstimmen. Wohngebäude dürfen nicht über den Lärmschatten

eines Lärmschutzwalles hinausragen.

Die Neuausweisung sensibler Widmungsarten erfordert somit

 den Nachweis, dass keine besser geeigneten Flächen für denselben Zweck zur

Verfügung stehen,
 die Erstellung eines Lärmschutzprojekts,

 die Entscheidung für bestimmte Lärmschutzmaßnahmen,

 die Sicherstellung der Lärmschutzmaßnahmen, etwa durch den Abschluss pri-

vatrechtliche Verträge (§ 17 Abs 2 Z 3) und

 die Erstellung eines Bebauungsplanes (allenfalls zu einem späteren Zeitpunkt,

wenn dies als Freigabebedingung festgelegt ist).

25) Die V über die Bestimmung des äquivalenten Dauerschallpegels bei Bauland-

widmungen, LGBI 8000/4-0 ist abgedruckt unter IV. 2).
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Judikatur

1. Inhalt von Flächenwidmungen
1) Der Inhalt einer in einem Flächenwidmungsplan festgelegten Widmung richtetsich nach den Bestimmungen im Zeitpunkt der Verordnungserlassung (VwGH17.5.1983, 82/05/0143 VwSlg 11.063/A – NÖ; 30.11.1999, 97/05/0330 BauSlg 248ua – Ktn).
2) Die Widmungen müssen aber nicht stets den Inhalt haben, der ihnen nach jenengesetzlichen Bestimmungen zukam, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Flä-chenwidmungsplanes in Geltung standen. Der Gesetzgeber kann zulässiger Weiseauch normieren, dass die in Flächenwidmungsplänen nach der alten Rechtslagefestgelegten Widmungen als Widmungen iSd neuen Rechtslage gelten (VfGH22.6.1995, G 297/94 VfSlg 14.179 – Tir; 18.6.1997, B 669/95 VfSlg 14.866 – OÖ).3) Der VwGH hat zunächst – sofern Übergangsbestimmungen nicht anderes an-ordneten – auch dann den Zeitpunkt der Beschlussfassung im Gemeinderat für

1. Inhalt von Flächenwidmungen E 1–62. Befristung von Flächenwidmungen E 73. Erkennbarkeit des Planinhalts E 8–134. Formalfehler in Plänen E 14–185. Mangelnde infrastrukturelle Erschließung E 19–226. Nutzungskonflikte durch heranrückende Wohnbebauung E 23–347. Landwirtschaftsbetriebe und heranrückende Wohnbebauung E 35–408. Sonstige Nutzungskonflikte E 41–50
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